
Beschlußvorlage zur Parlamentss.itzung

Das Pari an. ent stellt fest:

Nach S Lr5 (1) des Hess Hochschulgesetzes vom 
dentensch'aft ir.it dem damals tatsächlich best« 
vereinbart, 16 Vertreter in den nach dem IIHG 
einer Satzung beauftragten Satzungsgebenden !Senat zu entsenden

Diese Vereinbarung spiegelt das damalige Sclbstverständnis der Stu­
dentenschaft wider:
Die Studentenvertreter in Senat und Fakultäten wurden als Beobacht 
ter und Berater verstanden, die spezifisch studentische Gesichts­
punkte in die Diskussion einbringen sollten. jedoch die Entschei­
dungen der Ordinarien prinzipiell zu akzeptieren bereit waren. 
Folgerichtig war die Studentenschaft auch bereit , die Normen der 
Entscheidungsfindung von den Ordinarien setzen zu lassen. So^schloß 
man sich der Ideologie des damaligen Rektors und Vaters der im. Ju­
ni 1967 beschlossenen Satzung, Schultz, an: Der Satzungsgebende 
(und nach Erlaß der Satzung der Große) Senat solle aus allen in 
Hochschulinstitutionen (Senat und Fakultäten) vertretenen Personen 
bestehen; fi durch dieses Prinzip kommt die Zahl 16 (je 2 Vertreter 
im Senat und in allen Fakultäten) bei den Studenten und die Zahl 8 
(je 1 Vertreter im Senat und din allen Fakultäten) bei den Assi­
stenten zustande.
(Der Verwaltungsgerichtsstreit zwischen Land Hessen und Studenten­
schaft einerseits und Hochschule andererseits beruht gerade darauf , 
daß Schultz am Prinzip des Großen Senats als Summe aller in Senat 
und Fakultäten vertretenen Personen Festhalten wollte, während die 
Studentenschaft ihre Vertreter im Großen Senat personell nicht von 
ihrer Vertretung in Senat und Fakultäten abhängig machen wollte.
Die Bedeutung, die Schultz diesem Prinzip beimaß, ist dadurch zu 
erkläreh, daß - würde sein Prinzip nicht akzeptiert - die Zahl 16 
nicht zu legitimieren ist und die studentische Forderung nach stär­
kerer Repräsentanz nach sich ziehen würde.)
Zum Prinzip des Großer. Senats als Summe aller in Senat und Fakul­
täten vertretenen Personen kam noch das Prinzip der Delegation al­
ler Gruppen mit Ausnahme der Ordinarien. Dieses Prinzip konnte der 
Studentenschaft damals noch als sachliche Notwendigkeit, ableitbar 
aus der Fachvertretungsideologie der Ordinarien, verschleiert wer­
den. ’■ , .

Schon 19C7, vor der Ge:nehmigung der Satzung Gurch den Ku 11usmi
s t e r , wurden die aufge zeigten Widerspräche der St u d e n t e r. s c ha f 1
wußt. Sie forderte fol."erichtig eine Paritätisc he Beteiligung
am Wis s e n s c h a r t s p: o z. e f beteiligt er. Gruppen , ■ die sie bis zur SS
im wesentlicher, durchsetzen konnte.

c . o

Aus zwei Gründen durchschaute die Studentenschaft schon bald die-
recht igter Mitbest immune in den Institut .iseli Erfein f orm u 1 g e  :1

er.en als F'yrrhuS S i e g •
Zum einer. hat 1: e sicli d
t iautcritä ren Studente
an .d emo kr■at ischer Mer
rn ** s o z i a 1. T 3 11 Sdien er
ri n kor ita. 11 s t uSGhe V f

Q Qha r-* v-, * : h t duroll ve.1

et Chara]: 1:er der radi 1 
nbewegung: aufgrund der 
denzer: zu einer arztikap: 
■wickelt. Daraus rolgtc 
chsohvs 1 on 5 r: c 1 r« er )cap i

W  T

Idemokratische
Analyse der ’dr
i t; a 113 tischen
die Erkeimt ni

talisti sehen c
rid ort: e Hv,in -neit sv

U ...leir. dur cl i y.nder
ch Al, sc ha f f u n g der
er sind . Iierrsoha r
I'; iS S e z e,.ndert wer
un ■ , ihre Enderung
är. krte litl'I'SCha rt

rSachen 
und scs 
s, daß 
eseli- 
id eh- 
1 i o.l ienschulgremien, sondern allei n durch Inder urig der gesellscha 

Verhältnisse, d .h . durch Abschaffung der Herrschaft des Kapitals 
überhaupt zu realis:i 
durch Mehrheit 3 verhe
sind sekundäre'/' Bedeutung, ihre Änderung ist dann und nur dann 
sinnvoll, wenn sie vct än .ezte kerrscha ■ t sverh- Ltnisse widers Die ».ein



Vor diesem Hintergrund erscheint das Urteil des Verwaltungsge­
richtshofs Kassel vom 14.1.70 als konsequent (da der Widerspruch 
zwischen Mehrheits- und Herrschaftsverhältnissen beseitigt wird) , 
allerdings nicht als historisch notwendig (da die Absorption unse­
rer Kräfte in Institutionen, die kaum den Kapitalismus gefährdende 
Entscheidungen treffen können, die außerinstitutionelle Entfaltung 
unserer Kräfte erheblich behindern würde).
Zum, anderen lieferte eie tatsächliche Entwicklung in den drittelpa­
ritätischen Gremien eine Fülle empirischen Materials für die Er­
härtung der These, daß formale Änderungen der MehrheitsVerhältnis­
se allein keine Herrschaftsverhältnisse zu ändern vermögen. Es sei­
en hier nur die beiden wesentlichen Beispiele genannt:

Die im Kapitalismus notwendige Sozialisation zur Anpassung an 
nicht zu hinterfragende Normen wird im Bereich der Hochschulen 
durch Rahmenprüfungsordnungen sichergestellt, von denen örtli­
che Prüfungsordnungen nicht abweichen dürfen.
Die Fremdbestimung der Forschung durch privatkapitalistische
Interessen der Wirtschaft wird durch völlig unzureichende For­
schungsfinanzierung durch den Staat gewährleistet.

Nach diesen Überlegungen ist es durchaus folgerichtig, daß der Wi­
derstandsbeschluß des Großen Senats vom. 14.5.69 gegen eine kapita­
listischer. Interessen dienende Gesetzgebung verbal bleiben mußte 
und nie die Möglichkeit der Realisierung haben konnte.

Bei unserer künftigen Politik dürfen uns partielle Erfolge nicht 
darüber hinweg täuschen, daß der Sturz des Kapitalismus nicht an s 
den Hochschulen, sondern nur von der Arbeiterklasse herbeigeführt 
werden kann. Unsere Politik an den Hochschulen kann daher nur dazu 
beitragen, daß der Charakter der bestehenden gesellschaftlichen 
Verhältnisse immer mehr Studenten bewußt wird, damit sie dem Ver­
such der Kapitalisten, sie als konterrevolutionäres Instrument ge­
gen die Emanzipation der Arbeiterklasse cinsetzen zu können, er­
folgreich zu widerstehen in der Lage sind.

Aus diesen Gründer, fl aßt das Studc ntcnp arlament folgende Beschlüsse:

1. Die Studentenschaft der THD kündigt die nach § 45 (1) KHG getroffe­

ne Vereinbarung mit dem damals tatsächlich bestehenden Großen Senat 

auf, 16 Studenten in den Satzungsgebenden Senat zu entsenden.

Die Studentenschaft hält eine neue Vereinbarung nach 5 45 (1) KHG 

für politisch nicht zu legitimieren

Da aufgrund einer nunmehr fehlenden Vereinbarung mit der Studen­

tenschaft kein gesetzmäßig £ zusammengesetzter Satzungsgebender 

Senat existiert, kann auch ein vom Kultusminister als Satzungsge­

bender Senat deklariertes Gremium keine rechtsverbindlichen Be­

schlüsse fassen, insbesondere keine Satzung beschließen oder adap­

tieren .

Die Studentenschaft wird daher der der Bitte des Kultusministers,

16 Vertreter für den Satzungsgebenden Senat zu benennen, nicht

nachkommen können.
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Die Studentenschaft betrachtet den Erlaß- des Kultusministers vom 

24.4.70 (Az. II 3 - 410/4 - 124 -) als einen Versuch, sich mit 

Hilfe der Studentenschaft vor dem Erstickungstod in seiner - vom 

Verwaltungsgerichtsho^ festgestellten - formal^ur:stischen Scheiße 

zu retten, in die er von Erlaß zu Erlaß immer tiefer versackt ist.

i. x o g u: .sMinisters zu vollenden, schlagt die

Studentenschaft vor, 16 Beamte seines Ministeriums mit der Wahr­

nehmung der Aufgaben der Studentenvertreter im Satzungsgehenden 

Senat zu beauftragen.

2. Die Studentenschaft der THD wird aus den dargelegten Gründen keine

Vertreter in die nach dem Universitätsgecetz vorgesehene^ Hoch- 
t . einst immigen*

schulgremien entsenden. Sie bestätigt damit folgendehY'Beschluß des

Studentenparlaments vom 9.12.69:

"Nach Inkrafttreten des neuen Gesetzes wird die Studentenschaft 
ihre Arbeit in den Hochschulgremien einstellen, T-Tenn im HUG 
nicht mindestens die vom Senat am 12.5.69 und vom Großen Senat 
am 14.5.69 beschlossene Kritik an Funktion und Struktur des 
Gesetzes berücksichtigt werden sollte.
Die Studentenschaft wird dafür Sorge tragen, daß dieser Roykott 
nicht passiv bibex bleiben wird."

Die Studentenschaft wird ihre Arbeiskraft nicht in diesen, derzeit 

für ihre Politik funktionslosen, Gremien vergeuden. Sie wird viel­

mehr durch Stärkung Oer Fachschaften, Basis- und Projektgrunpen 

außerinstitutionelie Arbeit und Aktionen mit folgendem Ziel voran-

treiben:

Die Funktion der Hochschule aäs als Instrument des Kapitals ist 

exemplarisch zu entschleiern,

zum einenm die Sozialisationsfunktion von Prüfungsordnungen durch 

Prüfungskampagnen und -aktionen,

zum anderen die Fremdbestimmung von Forschung durch Auftrags- und 

Kriegsforschungskampagnen und -aktionen.

3. Die Studentenschaft der THD ruft alle Studenten auf, am Dienstag,

dem 5.5.70 um 13.30 Uhr in Hörsaal 31/1 in einem teach in diese

Beschlüsse zu diskutieren, zu korrigieren und zu präzisieren.



Beschlußvorlage zur ParlamentsSitzung

Das Parlament stellt fest:

vom 16.5.66 na1Nach § 45 (1) des Hess Hochschulgesetzes vom 16.5.66 nat die Stu­
dentenschaft mit dem damals tatsächlich bestehenden Großen Senat 
vereinbart 3 16 Vertreter in den nach dem IIHG 66 mit dem Erlaß 
einer Satzung beauftragten Satzungsgebenden Senat zu entsenden.

Diese Vereinbarung spiegelt das chmalige Selbstverständnis der Stu­
dentenschaft wider:
Die Studentenvertreter in Senat und Fakultäten wurden als Beobacht 
ter und Berater verstanden, die spezifisch studentische Gesichts­
punkte in die Diskussion einbringen sollten, jedoch die Entschei­
dungen der Ordinarien prinzipiell zu akzeptieren bereit waren. 
Folgerichtig war die Studentenschaft auch bereit , die Normen der 
Entscheidungsfindung von den Ordinarien setzen zu lassen. So schloß 
man sich der Ideologie des damaligen Rektors und Vaters der im Ju­
ni 1967 beschlossenen Satzung, Schultz, an: Der Satzungsgebende 
(und nach Erlaß der Satzung der Große) Senat solle aus allen in 
Hochschulinstitutionen (Senat und Fakultäten) vertretenen Personen 
bestehen; fi durch dieses Prinzip kommt die Zahl 16 (je 2 Vertreter 
im Senat und in allen Fakultäten) bei den Studenten und die Zahl 8 
(je 1 Vertreter im Senat und din allen Fakultäten) bei den Assi­
stenten zustande.
(Der Verwaltungsgerichtsstreit zwischen Land Hessen und Studenten­
schaft einerseits und Hochschule andererseits beruht gerade darauf, 
daß Schultz am Prinzip des Großen Senats als Summe aller in Senat 
und Fakultäten vertretenen Personen festhalten wollte, während die 
Studentenschaft ihre Vertreter im Großen Senat personell nicht von 
ihrer Vertretung in Senat und Fakultäten abhängig machen wollte.
Die Bedeutung, die Schultz diesem Prinzip beimaß, ist dadurch zu 
erkläreh, daß - würde sein Prinzip nicht akzeptiert - die Zahl 16 
nicht zu legitimieren ist und die studentische Forderung nach stär­
kerer Repräsentanz nach sich ziehen würde.)
Zum Prinzip des Großen Senats als Summe aller in Senat und Fakul­
täten vertretenen Personen kam noch das Prinzip der Delegation al­
ler Gruppen mit Ausnahme der Ordinarien. Dieses Prinzip konnte der 
Studentenschaft damals noch als sachliche Notwendigkeit, ableitbar 
aus der Fachvertretungsideologie der Ordinarien, verschleiert wer­
den .

Schon 1967, vor der Genehmigung der Satzung durch den Kultusmini­
ster, wurden die aufgezeigten Widersprüche der Studentenschaft be­
wußt. Sie forderte .folgerichtig eine paritätische Beteiligung aller 
am Wissenschaftsprozeß. beteiligten Gruppen, die sie bis zum SS 69 
im wesentliehen durchsetzen konnte.

Aus zwei Gründen durchschaute die Studentenschaft schon bald die­
sen Erfolg formal gleiberechtigter Mitbestimmung in den Instituti­
onen als Pyrrhussieg:
Zum einen hatte sich der Charakter der radikaldemokratischen, an­
tiautoritären Studentenbewegung aufgrund der Analyse der Ursachen 
antidemokratischer Tendenzen zu einer antikapitalistischen und soh 
mit sozialistischen entwickelt. Daraus folgte die Erkenntnis, daß 
antikapitalistische Hochschulen in einer kapitalistischen Gesell­
schaft nicht durch veränderte Mehrheitsverhältnisse in den Hcch- 
schulgremien, sondern allein durch Änderung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse, d.h. durch Abschaffung der Herrschaft des Kapitals 
überhaupt zu realisieren sind. Herrschaftsverhältnisse können nicht 
durch Mehrheitsverhältnisse geändert werden. Mehrheitsverhältnisse 
sind sekundärer Bedeutung, ihre Änderung ist dann und nur dann 
sinnvoll, wenn sie veränderte Herrschaftsverhältnisse widersDiegeln

- 2 -



Vor diesem Hintergrund erscheint das Urteil des Verwaltungsge­
richtshofs Kassel vom 14.1.70 als konsequent (da der Widerspruch 
zwischen Mehrheits- und Herrschaftsverhältnissen beseitigt wird), 
allerdings nicht als historisch notwendig (da die Absorption unse­
rer Kräfte in Institutionen, die kaum den Kapitalismus gefährdende 
Entscheidungen treffen können, die außerinstitutionelle Entfaltung 
unserer Kräfte erheblich behindern würde).
Zum anderen lieferte die tatsächliche Entwicklung in den drittelpa­
ritätischen Gremien eine Fülle empirischen Materials für die Er­
härtung der These, daß formale Änderungen der Mehrheitsverhältnis­
se allein keine Herrschaftsverhältnisse zu ändern vermögen. Es sei­
en hier nur die beiden wesentlichen Beispiele genannt:

Die im Kapitalismus notwendige Sozialisation zur Anpassung an 
nicht zu hinterfragende Normen wird im Bereich der Hochschulen 
durch Rahmenprüfungsordnungen sichergestellt, von denen örtli­
che Prüfungsordnungen nicht abweichen dürfen.
Die Fremdbestimung der Forschung durch privatkapitalistische 
Interessen der Wirtschaft wird durch völlig unzureichende For­
schungsfinanzierung durch den Staat gewährleistet.

Nach diesen Überlegungen ist es durchaus folgerichtig, daß der Wi­
derstandsbeschluß des Großen Senats vom 14.5.69 gegen eine kapita­
listischen Interessen dienende Gesetzgebung verbal bleiben mußte 
und nie die Möglichkeit der Realisierung haben konnte.

Bei unserer künftigen Politik, dürfen uns partielle Erfolge nicht 
darüber hinweg täuschen, daß der Sturz des Kapitalismus nicht an d 
den Hochschulen, sondern nur von der Arbeiterklasse herbeigeführt 
werden kann. Unsere Politik an den Hochschulen kann daher nur dazu 
beitragen, daß der Charakter der bestehenden gesellschaftlichen 
Verhältnisse immer mehr Studenten bewußt wird, damit die dem Ver­
such der Kapitalisten, sie als konterrevolutionäres Instrument ge­
gen die Emanzipation der Arbeiterklasse einsetzen zu können, er­
folgreich zu widerstehen in der Lage sind.

Aus diesen Gründen faßt das Studentcnparlament folgende Beseiilüsse:

Die Studentenschaft der THD kündigt die nach § 45 (1) HHG getroffe­

ne Vereinbarung mit dem damals tatsächlich bestehenden Großen Senat 

auf, 16 Studenten in den Satzungsgebenden Senat zu entsenden. ^

Die Studentenschaft hält eine neue Vereinbarung nach 9 45 (1) HHG 

für politisch nicht zu legitimieren.

Da aufgrund einer nunmehr fehlenden Vereinbarung mit der Studen­

tenschaft kein gesetzmäßig i zusammengesetztes Satzung9gebender 

Senat existiert, kann auch ein vom Kultusminister als Satzungsge­
bender Senat deklariertes Gremium keine rechtsverbindlichen Be­

schlüsse fassen, insbesondere keine Satzung beschließen ©der adap­

tieren .

Die Studentenschaft wird daher der der Bitte des Kultusministerl,

16 Vertreter für den Satzungsgebenden Senat zu benennen, nioht

nachkommen können.
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t Die Studentenschaft betrachtet den Erlaß des Kultusministers vom 

2 4.i4.70 (Az. II 3 - 410/4 - 12 4 -) als einen Versuch, sich mit 

Hilfe der Studentenschaft vor dem Erstickungstod in seiner - vom 

Verwaltungsgerichtsho^ fest gestellt er: ~ formal ur: ..-tischen Scheiße 

zu retten, in die er von Erlaß zu Erlaß immer t i ei er versnobt ist .

i . XOGUG 'inisters zu vollenden, schlegt die

Studentenschaft vor, 16 

nehmung der Aufgaben der 

Senat zu beauftragen.

Bcarte seine« Ministeriums mit der Wahr­

Studentenvertreter im Satzungsgehenden

2 . Die Studentenschaft der THD wird aus den dargelegten Gründen keine

Vertreter in die nach dem. Universitätsgecetz vorgesehenes Hoch­
. . ..einstimmigen

schulgremien entsenden. Sie bestätigt damit fo 1 gendefTY'Be Schluß. des

Studentenparlaments vom 9.12.69:

"Nach Inkrafttreten des neuen Gesetzes wird die Studentenschaft 
ihre Arbeit in den Hochschulgremien einstellen, T-Tenn im HUG 
nicht mindestens die vom Senat am 12.5.69 und vom Großen Senat 
am 14.5.69 beschlossene Kritik an Funktion und Struktur des
Gesetzes berücksichtigt werden sollte.
Die Studentenschaft wird dafür Sorge tragen, daß dieser Boykott 
nicht passiv bkni bleiben wird.”

Die Studentenschaft wird ihre Arbeiskraft nicht in diesen, derzeit 

für ihre Politik funktionslosen, Gremien vergeuden. Sie wird viel­

mehr durch Stärkung cor Fachschafter., Basis- und Projektgrunpen 

außerinstitutionelle Arbeit und Aktionen mit folgendem Ziel voran­

treiben:

Die Funktion der Hochschule süs als Instrument des Kapitals ist

exemplarisch zu entschleiern,

zum einen» die Sozialisationsfunktion von Prüfungsordnungen durch 

Prüfungskampagnen und -aktionen,

zum anderen die Fremdbestimmung von Forschung durch Auftrags- und 

Kriegsforschungskampagnen und -aktionen.

3. Die Studentenschaft der THD ruft alle Studenten auf, am Dienstag,

dem 5.5.70 um 13.30 Uhr in Hörsaal 31/1 in einem teach in diese

Beschlüsse zu diskutieren, zu korrigieren und zu präzisieren.
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Bcschlußvorlage zur JJarlamer.tssitzun^

Das Parlament stellt fcst:

Nach 5 Lf5 (1) des Hess Hochschulgesetzes vom 16.5.66 hat die Stu­
dentenschaft r.it dem damals tatsächlich bestehenden Groben Senat 
vereinbart, 16 Vertreter in den nach dem IIHG 6 6 mit den erlaß 
einer Satzung beauftragten Satzungsgebenden Senat zu entsenden.

Diese Vereinbarung spiegelt das einmalige Sclbstverständnis der Stu­
dentenschaft wider:
Die Studentenvertreter in Senat und Fakultäten wurden als Beobacht 
ter und Berater verstanden, die spezifisch studentische Gesichts­
punkte in die Diskussion einbringen sollten, jedoch die Entschei­
dungen der Ordinarien prinzipiell zu akzeptieren bereit waren. 
Folgerichtig war die Studentenschaft auch bereit, die Normen der 
Entscheidungsfindung von den Ordinarien setzen zu lasser.. So schloß 
mar. sich der Ideologie des damaligen Rektors und Vaters der im Ju­
ni 1967 beschlossenen Satzung, Schultz, an: Der Satzungsgebendes 
(und nach Erlaß der Satzung der Große) Senat solle aus allen in 
Hochschulinstitutionen (Senat, und Fakultäten) vertretenen Personen 
bestehen; Q durch dieses Prinzip kommt die Zahl 16 (je 2 Vertreter 
im Senat und in allen Fakultäten) bei den Studenten und die Zahl 8 
(je 1 Vertreter im Senat und din allen Fakultäten) bei den Assi­
stenten zustande.
(Der Verwaltungsgerichtsstreit zwischen Land Hessen und Studenten­
schaft einerseits und Hochschule andererseits beruht gerade darauf, 
daß Schultz am Prinzip des Großen Senats als Summe aller in Senat 
und Fakultäten vertretenen Personen Festhalten wollte, während di<_ 
Studentenschaft ihre Vertreter im Großen Senat personell nicht von 
ihrer Vertretung in Senat und Fakultäten abhängig machen wollte.
Die Bedeutung, die Schultz diesem Prinzip beimaß, ist dadurch zu 
erklär eh, daß - würde sein Prinzip nicht akzeptiert - die Zahl 16 
nicht zu legitimieren ist und die studentische Forderung nach stär­
kerer Repräsentanz nach sich ziehen würde.)
Zum Prinzip des Großen Senats als Summe aller in Senat und Fakul­
täten vertretenen Personen kam noch das Prinzip der Delegation al­
ler Gruppen mit Ausnahme der Ordinarien. Dieses Prinzip konnte der 
Studentenschaft damals noch als sachliche Notwendigkeit, ableitbar 
aus der Fachvertretungsideologie der Ordinarien, verschleiert wur­
den .

Schon 1967, vor der Genehmigung der Sa 
ster, wurden diu auf gezeigt er Widersprüche der Studenter.se 
wußt. Sie forderte folgerichtig eine paritätische Beteilig

:ung durch dun Kultusmim-
:haft be~

11 ergung a. 
o cam Wissenschaftsprozef beteiligten Gruppen, die si.u bis zur:, 

im wesentlichen durchsetzen konnte.

Aus zwei Gründen durchschaute diu Studentenschaft schon bald die­
sen Erfolg formal gluilorechtigter Mitbestimmung in den Instituti­
onen als Pyrrhussieg:
Zum einen hatte sich der Charakter der radikaldemokratischen, an­
tiautoritären Studentenbewegung aufgrund der Analyse der Ursachen 
antidemokratischer Tendenzen zu einer antikapitalistischen und som 
mit sozialistischen entwickelt. Daraus folgte die Erkenntnis, daß 

' ' »tische Hochschulen in einer kaj ii Ls ’ h<
Schaft nicht durch veränderte Mehrheitsverhältnissc in den Hoch­
schulgremien, sondern allein durch Änderung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse, d.h. durch Abschaffung der Herrschaft des Kapitals 
überhaupt zu realisieren sind. Herrschaftsverhältnisse können nicht 
durch Mehrheit^Verhältnisse geändert werden. Hehrheitsverhältnisse 
sind sekundärer Bedeutung, ihre Änderung ist dann und nur dann 
sinnvoll, wenn sie veränderte Herrschaftsverhältnisse widersDiegeln.



*Vor diesem Hintergrund erscheint das Urteil des Verwaltungsge­
richtshofs Kassel vom 14.1.70 als konsequent (da der Widerspruch 
zwischen Mehrheits- und HerrschaftsVerhältnissen beseitigt wird),
allerdings nicht als historisch notwendig (da die Absorption unse­
rer Kräfte in Institutionen, cie kaum den Kapitalismus gefährdende 
Entscheidungen treffen können, die außerinstitutionelle Entfaltung 
unserer- Kräfte erheblich behindern würde) .
Zum anderen lieferte die tatsächliche Entwicklung in den drittelpa­
ritätischen Rrerm'i'n ei re Fülle empirischen Materials für die Er­
härtung de 
st allein
en hier nur die beiden wesentlichen Beispiele genannt:

Die im Kapitalismus notwendige Sozialisation zur Anpassung an 
nicht zu hinterfragende Normen wird im Bereich der Hochschulen 
durch Rahmenprüfungsordnungen sichergestellt, von denen örtli­
che Prüfungsordnungen nicht abweichen dürfen.
Die Fremdbestimung der Forschung durch privatkapitalistische 
Interessen der Wirtschaft wird durch völlig unzureichende For­
schungsfinanzierung durch den Staat gewährleistet.

Nach diesen Überlegungen ist es durchaus folgerichtig, daß der Wi­
der Standsbeschluß des Großen Senats vom 14.5.69 gegen eine kapita­
listischen Interessen dienende Gesetzgebung verbal bleiben mußte 
und nie die Möglichkeit der Realisierung haben konnte.

Bei unserer künftigen Politik dürfen uns partielle Erfolge nicht 
darüber hinweg täuschen, daß der Sturz des Kapitalismus nicht an d 
den Hochschulen, sondern nur von der Arbeiterklasse herbeigeführt 
werden kann. Unsere Politik an den Hochschulen kann daher nur dazu 
beitragen, daß der Charakter der bestehenden gesellschaftlichen 
Verhältnisse immer mehr Studenten bewußt wird, damit sie dem Ver­
such der Kapitalisten, sie als konterrevolutionäres Instrument ge­
gen die Emanzipation der Arbeiterklasse einsetzen zu können, er­
folgreich zu widerstehen in d^r Lage sind.

i

Aus diesen Gründer. £aßt das Studentenparlament folgende _Bcschlüssv-

Die Studentenschaft der THD kündigt die nach § 45 (1) HHG getroffe­

ne Vereinbarung mit dem damals tatsächlich bestehenden Großen Senat 

auf, 16 Studenten in den Satzungsgebenden Senat zu entsenden.

Die Studentenschaft hält eine neue Vereinbarung nach 5 45 (1) HHG 

für politisch nicht zu legitimieren

Da aufgrund einer nunmehr fehlenden Vereinbarung mit der Studen­

tenschaft kein gesetzmäßig ±  zusammengesetztes Satzungsgebender 

Senat existiert, kann auch ein vom Kultusminister als Satzungsge­

bender Senat deklariertes Gremium keine rechtsverbindlichen Be­

schlüsse fassen, insbesondere keine Satzung beschließen oder adap­

tieren .

Die Studentenschaft wird daher der der Bitte des Kultusministers,

16 Vertreter für den Satzungsgebenden Senat zu benennen, nicht

na ch k omm e n kö nn e n .
- 3 -
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* Die Studentenschaft betrachtet den Erlaß des Kultusministers vom 

24.4.70 (Az. II 3 - 410/4 - 124 -) als einen Versuch, sich mit 

Hilfe der Studentenschaft vor dem Erstickungstod in seiner - vom 

Verwaltungsgerichtshot fest ge st eilten - formal Vr: ab ischen Scheiße 

zu retten, in die er von Erlaß zu Erlaß immer tiefer versackt ist.

Ur len juristischer: Exodus E-sMinisters zu vollenden, schlägt die 

Studentenschaft vor, 16 Beamte seines Ministeriums mit der Wahr­

nehmung der Aufgaben der Studentenvertreter im Satzungsgehenden 

Senat zu beauftragen.

2. Die Studentenschaft der THD wird, aus den dargelegten Gründen keine

Vertreter in die nach dem UniversitätsgoGetz vorgesehener* Hoch- 
a . einstimmigen*

schulgremien entsenden. Sie bestätigt damit folgendSTTY'BeSchluß des

Studentenparlaments vom 9.12.69:

"Nach Inkrafttreten des neuen Gesetzes wird die Studentenschaft 
ihre Arbeit in den Hochschulgremien einstellen, T-Tenn im HUG 
nicht mindestens die vom Senat am 12.5.69 und vom Großen Senat 
am 14.5.69 beschlossene Kritik an Funktion und Struktur des 
Gesetzes berücksichtigt werden sollte.
Die Studentenschaft wird dafür Sorge tragen, daß dieser Boykott 
nicht passiv bkri bleiben wird."

Die Studentenschaft wird ihre Arbeiskraft nicht in diesen, derzeit 

für ihre Politik funktionslosen, Gremien vergeuden. Sie wird viel­

mehr durch Stärkung der Fachschatten, Basis- und Projektgrunpen 

außerinstitutionelle Arbeit und Aktionen mit folgendem Ziel voran-

t<sreiben:

Die Funktion der Hochschule aös als Instrument des Kapitals ist 

exemplarisch zu entschleiern,

zum einemo die Sozialisationsfunktion von Prüfungsordnungen durch 

Prüfungskampagnen und -aktionen,

zum anderen die Fremdbestimmung von Forschung durch Auftrags- und 

Kriegsforschungskampagnen und -aktionen.

3. Die Studentenschaft der THD ruft alle Studenten auf, am Dienstag,

dem 5.5.70 um 13.30 Uhr in Hörsaal 31/1 in einem teach in diese

Beschlüsse zu diskutieren, zu korrigieren und zu präzisieren.


